
Identitäre? Blockiert!
VON REVOLUTION BERLIN

 

Am Samstag dem 17.06 versuchte die faschistische Jugendorganisation
„Identitäre Bewegung“(angekürzt IB) einen Aufmarsch durch den Wedding
und ist damit grandios gescheitert. Unter dem Motto „Zukunft Europa- Für
die Verteidigung unserer Identität, Kultur und Lebensweise“ hatte die IB
europaweit für den Aufmarsch mobilisiert. Busse aus Wien und Graz und
aus dem ganzen Bundesgebiet karrten etwa 600 Identitäre nach Berlin. Sie
strebten die symbolische Rückeroberung eines migrantisch geprägten
Kiezes durch die faschistische Bewegung an – unter Slogans wie „Grenzen
dicht“ und „Ihr werdet alle abgeschoben“. Im Vorfeld versuchte die
Identitäre Bewegung durch Plakate in Marzahn und Steglitz-Zehlendorf für
ihren Aufmarsch zu werben. Die Identitäre Bewegung erlangte zuletzt
durch eine Sammelaktion Aufmerksamkeit, bei der sie Geld für ein Boot
zur eigenen Flüchtlingsabwehr sammelten. Sie wollten auf dem Mittelmeer
selbst gegen den von ihnen propagierten „Überfremdung“ vorgehen. Das
heißt konkret die Bildung einer Miliz zum Angriff auf Geflüchtete und
der Inkaufnahme der Tötung jener. Solch eine Gruppe darf man nicht
maschieren lassen!

 

Deshalb  gab  es  am  17.06  große  Gegenproteste  mit  über  1400
Teilnehmer_Innen.
Ziel der meisten Aktionen war es die Aufmarschroute und mögliche
Ausweichrouten dicht zu machen. Die Polizei griff dabei Blockadeversuche
und Blockaden an und machte an diesem Tag mehr als 100 Festnahmen.
Dennoch sorgten diverse Blockaden an der Aufmarschroute dafür, das die
Faschos nicht die geplante Strecke, sondern lediglich die ersten 600
Meter laufen konnten. Nachdem ihre Demonstration 2 Stunden lang
angehalten und dann offiziel aufgelöst wurde, versuchte die Identitäre
Bewegung durch die Bullenabsperrung zu brechen, um die Blockaden
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anschließend selbst anzugreifen. Die Polizei konnte dies nur knapp
verhindern, wobei man sich (wie Dresden zeigt) dennoch nie auf den
Staatsapparat verlassen sollte.

 

Wir stehen für ein Blockadekonzept unter dem Motto: Massenhaft.
Militant. Organisiert. Wir agitieren für Zubringerdemonstrationen zu
Blockadepunkten, die das Demonstrationrecht durchsetzen und als
geschlossene Masse ihr Ziel erreichen. Dabei halten wir es für sinnvoll,
bei möglichen Angriffen durch den bürgerlichen Staat struktieriert in
Ketten stehend aufzutreten,  um das Festnahmerisiko zu senken und sich
nicht durch
Schlagstockeinsatz oder Pfefferspray vereinzeln zu lassen. So kann eine
Demonstration auch gegen Widerstände ihr Ziel erreichen. Stehende
Blockaden, die sich unterhaken, halten wir zudem sinnvoller als
Sitzblockaden. Diese bergen das Risiko, durch Tritte auf Kopfhöhe
verletzt zu werden und von Polizist_Innen einfach mangels Beweglichkeit
umgangen oder gewaltsam aufgelöst zu werden. In einer stehenden
Blockade ist die Möglichkeit gegeben, sich gegen (faschistische) Angriffe
zu wehren und agil auf die Situation reagieren zu können. So kann das
Risiko eines Kessels vermieden und die Wehrlosigkeit im Sitzen
durchbrochen werden.

 

Alles in allem war der Gegenprotest ein Erfolg: Die Identitären wurden
frühzeitig blockiert und hatten keine Möglichkeit, die Blockaden zu
umgehen. Die Solidarität der Anwohner_Innen im Wedding war groß und
unterstützte den Gegenprotest mit Wasser, Durchgängen und
Selbstverteidigungsstrukturen vor ihren Cafes. Durch den großen
Gegenprotest  konnte  der  Slogan  „Kein  Meter  den  Faschist(Inn)en“  im
Wedding
durchgesetzt werden.

 



Internationaler  Rechtsruck  –
seine Grundlagen verstehen, um
ihn zu bekämpfen!
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Wenn wir  uns  in  der  Welt  umschauen,  kann uns  ein  Schauer  über  den
Rücken laufen. In Deutschland hat’s die AfD bei fast allen Wahlen zweistellig
in den Landtag geschafft, während die etablierten Parteien einen deutlichen
Stimmverlust  erlitten.  Neben dem massiven  Anstieg  von  Übergriffen  auf
Geflüchtete und ihre Unterkünfte in den letzten 2 Jahren, häufen sich auch
Angriffe auf Linke, sowie auf Büros von Gewerkschaften, Linkspartei, SPD
und anderen linken sowie migrantische Einrichtungen. Begleitet wurde dies
mit  Asylgesetzverschärfungen,  die  letztendlich  in  eine  große
Abschiebekampagne  seitens  der  Regierung  mündete.

Doch nicht nur in Deutschland hat sich die Lage verändert. Schauen wir in
der Welt umher, sieht’s in anderen Ländern nicht viel besser aus. Werfen wir
einen  Blick  nach  Frankreich:  Seit  2009  wird  die  Front  National
einflussreicher und der staatliche Rassismus nimmt zu. Der antimuslimische
Rassismus ist besonders stark ausgeprägt, wie das die Debatte zum Burka-
Verbot oder die physischen Angriffe auf Muslima nach dem Terroranschlag
auf Charlie Hebdo zeigen.

Auch  in  Polen,  s ieht’s  da  nicht  besser  aus.  Seit  2015  ist  die
rechtskonservative  Prawo  i  Sprawiedliwość  (kurz:  PiS,  dt:  Recht  &
Gerechtigkeit) an der Regierung und verabschiedet reaktionäre Gesetze. Erst
griff sie die Pressefreiheit an, im Herbst 2016 wurde versucht Abtreibungen
zu  verbieten.  Von  der  Geflüchtetenpolitik  des  Landes  will  man  lieber
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schweigen.  Hinzu  kommt  eine  starke  faschistische  Szene,  die  Linke
systematisch  angreift.

Auch  in  anderen  europäischen  Ländern  sehen  wir  eine  starke  Rechte.
Während in Österreich die FPÖ, eine rechtspopulistische Partei, stark zulegt
und es nur eine Frage von 2% war, ob sie den Bundespräsidenten stellen,
streifen in der Ukraine faschistische Milizen umher. Ebenfalls in Ungarn ist
ein Rechtspopulist an der Regierung mit der faschistoiden Jobbik im Rücken
und auch in Schweden oder Finnland haben die Rechten gut zugelegt. Doch
dabei  hört  es  nicht  auf.  Auf  dem  Großteil  der  Welt  können  wir  einen
Rechtsruck verzeichnen. Von den USA bis zu den Philippinen können wir
beobachten,  wie  Rechtspopulist_Innen  Erfolg  haben.  Klar  ist:  Dem
Rechtsruck  müssen  wir  uns  entgegenstellen.  Aber  wie?

Warum ist das so?

Wenn wir uns effektiv wehren wollen, müssen wir auch verstehen, wie dieser
Rechtsruck zustande kommt. Dazu müssen wir uns anschauen, in was für
einer Welt wir eigentlich leben.

Um  dies  gleich  zu  beantworten:  Aktuell  leben  wir  im  Stadium  des
Imperialismus. Dieses ist quasi die „höchste“ Stufe des Kapitalismus. Es gibt
einen internationalen Weltmarkt samt einer internationalen Arbeitsteilung.
Das heißt, dass weltweit gehandelt wird und deswegen nicht jedes Land Alles
für sich selber herstellen muss. Wichtiger noch: Überhaupt nicht in der Lage
ist mit der Produktivität dieser internationalen Arbeitsteilung standzuhalten.
Außerdem  gibt  es  zwei  Formen  von  Ländern:  imperialistische  und
unterworfene. Aus dem Schulunterricht kennen die ein oder anderen den
Begriff der „Kolonisierung“. Damals gab es Länder, die offen andere Länder,
also  Kolonien  abhängig  gemacht  haben  –  wirtschaftlich  und  politisch.
Imperialistische Länder machen in einer gewissen Weise das gleiche. Sie
halten  unterworfene  Länder,  auch  Halbkolonien  genannt,  wirtschaftlich
abhängig. Jedoch politisch formal unabhängig. Oberflächlich erscheinen die



meisten Halbkolonien als eigene Staaten. Schaut man sich aber an, wem die
Firmen gehören, welche Zuschüsse der Staat bekommt und wie verwoben die
Beziehungen  mancher  Politiker_Innen  sind,  wird  schnell  klar:  komplett
unabhängig  agieren  die  Länder  nicht.
Natürlich gibt’s noch mehr was wir zum Thema Imperialismus sagen sollten.
Aber das würde den Rahmen des Artikels sprengen. Deswegen gehen wir an
dieser Stelle nur noch auf zwei weitere, für den Rechtsruck relevante Punkte
ein.

Einer  dieser  Punkte  ist  die  fortschreitende  Monopolisierung.  Konzerne
fusionieren, kaufen auf und übernehmen das Game in die Hand, während
kleinere Firmen und Händler verdrängt oder aufgekauft werden. Das ist ein
Prozess,  der  innerhalb  der  kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  nicht
gänzlich  aufzuhalten  ist.  Einer  kleinen  Bäckerei  im  Dorf  ist  es  nämlich
unmöglich in der gleichen Zeit so viele Brötchen herzustellen wie es eine
Bäckereikette  machen  kann  (samt  Maschinen,  Anzahl  an  Arbeiter_Innen,
Rohstoffpreisen  usw.  usf .) .  So  wird  dann  auch  der  Preis  der
Dorfbäckereibrötchen teurer und mehr Menschen gehen zur Bäckereikette,
weil  es  günstiger  ist.  Das Ganze hat  positive,  wie auch negative Seiten.
Ersteres  ist,  verständlicherweise  schwer  zu  glauben,  wenn  man  sich
anschaut was Bayer, Monsanto oder Unilever so verzapfen. Aber mit der
Monopolisierung geht eine Zentralisierung der Produktion einher und sie legt
den Grundstein für eine globale, organisierte Planwirtschaft. Da die großen
Konzerne  allerdings  in  direkter  Konkurrenz  stehen,  kann  dieser  positive
Aspekt nur genutzt werden, wenn die Arbeiter_Innen die Produktionsmittel
selber kontrollieren. Ist das nicht der Fall stehen die Konzerne in Konkurrenz
zueinander,  produzieren  unnötig  aneinander  vorbei  und  die  negativen
Auswirkungen  wie  Umweltverschmutzung,  Raubbau  etc.  kommen  zum
Vorschein.  Logische  Folge  der  anarchischen  Produktionsweise.

Es  gibt  aber  noch  einen  anderen  Aspekt  der  Monopolisierung:  Kleinere
Firmen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, die Angst haben ihre Stellung
zu verlieren und nicht  mehr zu existieren.  Getrieben von der  Angst  des
sozialen  Abstieges  fangen  sie  an,  laut  herumzubrüllen:  Protektionismus,



Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das  sind  ihre  Argumente  um
sich zu schützen. Kurz gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten um nicht
ihren Reichtum zu verlieren;  sich gegen die  internationale,  arbeitsteilige
Struktur des Gesellschaftssystems stellen.

Ein weiterer Aspekt des Imperialismus ist der Kampf um die Neuaufteilung
der  Welt.  Zwar  ist  die  Welt  schon  in  unterdrückte  und  imperialistische
Länder aufgeteilt, aber die oben beschriebene Konkurrenz zwischen wirkt
sich  auch  auf  die  Nationalstaaten  aus,  die  vereinfacht  gesagt  auch
Interessenvertreter_Innen  der  jeweiligen  national  vorherrschenden
Kapitalfraktionen.  Die imperialistischen Staaten und Bündnisse wetteifern
darum,  wer  welchen  Absatzmarkt  beherrscht,  wer  welchen  national
untergliederten Teil der Arbeiter_Innenklasse zu welchem Profit ausbeuten
kann  und  die  Zugänge  zu  Rohstoffen  kontrolliert.  So  wird  der  aktuell
führende, aber auch schwächer werdende US-Imperialismus ökonomisch von
China,  der  EU global  herausgefordert,  diese  Konkurrenz  geht  auch  von
Russland in militärischen Fragen (bspw. Syrien, Ukraine) aus.

Diese immerwährende Konkurrenz führt dazu, entgegen der Bedürfnisse und
über  den Bedarf  produziert  wird,  woraus  folgt  dass  es  für  einen immer
kleineren Teil  von Produzent_Innen Profite zu verteilen gibt.  Nicht „nur“
gegenüber dem Proletariat (Arbeiter_Innen), sondern auch gegenüber den
„Mittelschichten“. Diese kommen dann gegenüber dem Großkapital erneut in
eine  verstärkten  Konkurrenz,  bzw.  müssen  sie  sich  den  gesteigerten
Anforderungen  dessen  unterwerfen  –  als  Betrieb,  aber  auch  als
kleinbürgerliche  Schicht.
So  werden  die  Kapitalist_Innen  gezwungen  immer  nach  einem  Weg  zu
schauen,  wie  sie  mehr  Profit  anhäufen  können.  Diesen  erlangen  die
Kapitalist_Innen beispielsweise dadurch, dass sie Löhne kürzen oder in die
Verbesserung  der  Produktionsmittel  investieren.  Ähnlich  wie  bei  der
Monopolisierung  ist  das  eine  Medaille  mit  zwei  Seiten.  Der  Zwang  die
Produktionsmittel, also Maschinen, zu erneuern, bedeutet in einem gewissen
Maß Fortschritt. Aber eben nur in einem gewissen Maß, da man dies nicht
unendlich lange machen kann.



Irgendwann erreichen die Kapitalist_Innen den Punkt, an dem es zu teuer
wird die Produktionsmittel zu erneuern und erneute Investitionen sich nicht
mehr  lohnen.  Diesen  Prozess  nennt  man  „den  tendenziellen  Fall  der
Profitrate“,  den  Marx  und  Engels  entdeckt  haben.

Profit macht das Kapital mit der Ausbeutung der Ware Arbeitskraft (also mit
Arbeiter_Innen,  die  ihre  Arbeitskraft  verkaufen).  Diese  ArbeiterInnen
arbeiten mit Maschinen, sowie Rohstoffen (Produktionsmittel) und schaffen
ungeheure  Werte,  wovon  sie  allerdings  nur  einen  Bruchteil  als  Lohn
bekommen. Je teurer die Produktionsmittel & Rohstoffe werden, je geringer
der Anteil menschlicher Arbeit in der einzelnen Ware, daher sinkt die Rate,
wenn auch nicht die Masse der Profite. Um also die jeweilige Profitrate (also
wie viel Gewinn pro investiertes Kapital) zu erhalten. Auswege für diesen
Prozess gibt es nicht viele für Kapitalist_Innen. Sie müssen versuchen andere
aufzukaufen oder zu fusionieren. Auch Spekulationen bieten kurzfristig eine
Möglichkeit  den  Prozess  hinauszuzögern.  Sind  dann  alle  Möglichkeiten
ausgeschöpft  und  Absatzmärkte  erschlossen,  greift  man  zu  rabiateren
Methoden. Dies kann man zum Einen durch Austeritätspolitik umsetzen, zum
anderen  aber  auch  durch  wirtschaftlichen  oder  militärischen  Krieg.  In
diesem  werden  die  Produktionsmittel  zerstört.  Und  die  stärkere
Kapitalfraktion  kann  verstärkt  in  neue  Märkte  eindringen,  während  die
Verliererin noch eventuelle Reparationen und Wiederaufbauarbeiten trägt.

Wenn  es  dann  keine  wirklich  gute  linke  Alternative  gibt  und  es  den
Menschen schlechter geht, haben solche rechten Populist_Innen Erfolg. Im
Zuge der Weltwirtschaftskrise 2007/08 standen viele Banken kurz vor dem
Bankrott. Viele hat wurden gerettet. Die Kosten dafür haben aber nicht jene
getragen,  die  viel  Geld  besaßen.  Nein,  die  Kosten  wurden  auf  die
Arbeiter_Innen abgewälzt. Praktisch wurden die Armen noch ärmer gemacht
durch Leiharbeit, Kürzung bei Sozialleistungen,
sozialen Einrichtungen etc. In Griechenland beispielsweise gab es Zeiten, da
konnten  die  Arbeiter_Innen  sich  entscheiden,  ob  sie  entweder  ihre
Stromkosten oder ihre Krankenversicherung zahlten. Auch in den USA oder
Spanien  haben  viele  Leute  Jobs  verloren  und  es  gab  keine  sozialen



Sicherungen.  Neueinstellungen  fanden  im  Durchschnitt  zu  einem
niedrigerem  Lohnniveau  statt.

Parteien, die eine dagegen die Stimme erhoben haben, gab es kaum. Gerade
im  Kern  von  Europa  haben  Sozialdemokrat_Innen  wie  die  SPD  dabei
geholfen,  die Kosten der Krise auf  die Arbeiter_Innen abzuwälzen.  Linke
Reformist_Innen wie die Linkspartei haben es verpasst kräftig dagegen zu
kämpfen. So scheiterten europaweite Streikversuche oftmals an der Blockade
durch Gewerkschaftsbürokratien imperialistischer Nationen, siehe 14.11.12.
Aktuell passen sie sich sogar dem Rechtsruck an und mobilisieren nicht aktiv
gegen  den  staatlichen  Rassismus  oder  jenen  auf  der  Straße.  Vielmehr
versuchen sie  die  Wähler_Innen,  die  sie  an  die  AfD verloren haben mir
rechter Rhetorik wieder zu gewinnen.

Darüber hinaus gibt es in vielen anderen Ländern gar keine Parteien, die von
sich behaupten, dass Interesse der Arbeiter_Innen zu vertreten. Das heißt
insgesamt: Statt die wirklichen Probleme anzusprechen und zu benennen
warum es den Leuten dreckig geht, gehen viele Parteien nach rechts und
verschieben  d ie  Probleme.  Man  kann  a lso  sagen,  dass  d ie
Arbeiter_Innenklasse sich also in einer Führungskrise befindet, da es keine
größere Organisation existiert, die ihre Gesamtinteressen vertritt und eine
klare Perspektive bietet.

Allerdings  gibt  es  auch  andere  Beispiele.  Als  in  in  Griechenland  die
etablierten Parteien (PASOK und Nea Democratia)  während der Krise an
Stimmzahlen verloren, wurden nicht nur die Rechten stärker. Im Zuge der
katastrophalen Situation im Land fanden die Reformist_Innen von SYRIZA in
der Bevölkerung anklang. Die Partei versprach schließlich sich gegen die
massiven Einsparungen zu wehren, die die Lebensgrundlage der Mehrheit im
Lande zerstörten – und so wurde sie gewählt.  Ähnliches konnten wir im
letzten Jahr in Großbritannien beobachten. Jeremy Corbyn gewann die Wahl
um den Vorsitz der Labour-Party als linker Reformist in einer sich stetig nach
rechts  bewegenden Partei,  durch die  massive Unterstützung der  (neuen)
Parteibasis.



An beiden Beispielen haben wir eine Menge Kritik, schließlich hat Corbyn
Kompromisse  mit  dem  Parteiapparat  gemacht  und  SYRIZA  sich  dem
Spardiktat  entgegen  ihrer  Versprechungen  gebeugt.  Nichts  desto  trotz
zeigen sie  auf,  dass „radikale Forderungen“ wie sie  Bürgerliche nennen,
Rückhalt  in  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  finden  können.  Und  die
Sprengkraft  des  Verhältnisses  von  der  Pol it ik  bürgerl icher
Arbeiter_Innenparteien  zu  ihrer  proletarischen  Basis.

Was für eine Perspektive haben wir?

Zugegeben: Wirklich gut hört sich das Ganze nicht an. Der Rechtsruck geht
mit zunehmender Militarisierung einher. Unterschiedliche Länder rüsten auf,
Militärparaden oder schlicht und einfach das Werben für’s Sterben schleicht
sich langsam in unseren Alltag. Hinzu kommt der zunehmende Rassismus. Er
spaltet  die  Arbeiter_Innenklasse  dadurch  dass  man  Angst  vor  den
Migrant_Innen,  sowie  Geflüchteten  hat,  die  einem  „Arbeit  und
Sozialleitungen“ wegnehmen wollen und fördert nationalen Chauvinismus.

Doch wir müssen das Ganze nicht einfach so hinnehmen! Es gibt Wege dieser
tristen Zukunft zu entkommen. Als REVOLUTION treten wir dafür ein, dass
es eine antirassistische Bewegung braucht, bestehend aus Gewerkschaften,
Sozialdemokratie und linken Reformist_Innen, die sich dem Rechtsruck stellt.
Aktuell  sind  es  nämlich  diese  Organisationen,  die  einen  Großteil  der
organisierten  Arbeiter_Innen  hinter  sich  führt.  Denn  Rassismus  ist  nicht
einfach nur so beschissen. Er schwächt auch das objektive Interesse aller
Arbeiter_Innen.  Anstatt  zusammen  für  eine  bessere  Lebensgrundlage  zu
kämpfen, bekämpft man sich gegenseitig (teile und herrsche). Deswegen ist
es  wichtig  auch  eigene  Forderungen  aufzustellen,  wie  nach  bezahlbaren
Wohnraum oder Mindestlohn für alle. Allerdings darf man auch nicht der
Illusion verfallen, dass es nur ausreicht die „sozialen Fragen“ zu betonen.
Diese  Forderungen  müssen  konsequent  mit  Antirassismus  verbunden
werden, denn nur in praktischen Kämpfen kann man den sich etablieren
Rassismus anfangen zu beseitigen. Widmet man sich in der jetzigen Situation



nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass Rassismus spaltet,  kann ihn
schlechter bekämpfen. Daneben muss auch die Frage der Selbstverteidigung
aufgeworfen  werden.  Denn  neben  rassistischen  Gesetzen,  gibt  es  auch
Rassist_Innen auf der Straße, die Migrant_Innen und Linke angreifen.

Aber eine Bewegung reicht nicht aus. Für uns Jugendlichen sieht unsere
Zukunft echt beschissen aus: mehr Ausbeutung, mehr Überwachung, weniger
Freiheiten und Perspektive. Es wird immer schwerer einen Ausbildungsplatz
oder  einen  Job  zu  finden,  von  dem wir  leben  können  ohne  vorher  den
Spießrutenlaufen  von  unterbezahlten  Praktika  oder  befristeten  Jobs
durchlaufen  zu  müssen.  Für  diejenigen,  die  weiblich,  migrantisch  oder
geflüchtet sind, ist das Ganze nochmal ein Zacken härter. Nebenbei werden
dann  auch  die  Ausgaben  für  Bildungseinrichtungen  gekürzt  und  in  der
Gesellschaft wird unser Selbstbestimmungsrecht über unseren Körper, sowie
die eigene Sexualität eingeschränkt, oftmals geleugnet. Deswegen brauchen
wir  Jugendlichen  eine  eigene  internationale  Organisation  mit  einem
revolutionären Programm. Ein Programm, das deutlich macht, dass es keine
Spaltung aufgrund Herkunft, Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf
und das aus den Fehlern der Vergangenheit lernt. Nur so können wir der
Unterdrückung  von  Jugendlichen,  auch  in  der  Arbeiter_Innenbewegung
selbst, entgegentreten. Wir müssen die aktuellen Problematiken mit einer
revolutionären  Perspektive  verbinden  und  diese  ins  Bewusstsein  der
Menschen  tragen.  Konkret  heißt  das:  Wir  beteiligen  uns  an  aktuellen
Kämpfen  wie  Streiks  oder  Bewegungen  und  versuchen  dort  eine
revolutionäre  Perspektive  rein  zu  tragen,  insbesondere  an  den Orten  an
denen wir uns befinden, wie Schulen oder Betrieben.

Aber eine Organisation mit revolutionärem Programm braucht es nicht nur
für uns Jugendliche. Als REVOLUTION ist uns nämlich bewusst, dass wir
Jugendlichen nicht die einzigen sind, die unter dem System zu leiden haben
und  wir  alleine  nicht  das  System  ändern  können.  Für  uns  ist  die
Arbeiter_Innenklasse die einzige Kraft, die eine Revolution anführen kann,
wird doch durch ihre schöpferische Kraft der Großteil des gesellschaftlichen
Wert produziert, den sich einzelne anschließend privat aneignen. Aus diesem



G r u n d  u n t e r s t ü t z e n  w i r  d i e  A n s t r e n g u n g e n ,  n e u e
Arbeiter_Innenmassenparteien aufzubauen, die offen für ein revolutionäres,
sozialistisches Programm kämpfen.

2017: Jahr der Abschiebungen?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Die  Unternehmensberatung  McKinsey  hat  dem  Bundesministerium  für
Migration  und  Flüchtlinge  14  Vorschläge  vorgelegt,  die  für  eine
„konsequentere Rückführung ausreisepflichtiger AusländerInnen“ eintreten.
Innenminister  de Maizière schien die Vorschläge,  die  1,8 Millionen Euro
gekostet haben, blendend zu finden. Kaum nachdem die Welt am Sonntag
über das Papier berichtete, gab er Interviews mit den Vorschlägen, die auf
dem CDU-Parteitag in Essen angenommen worden sind. McKinsey empfahl,
sich dem Problem zeitnah zu widmen. De Maizière gab an, 2017 mehr als
100.000 Geflüchtete abschieben zu wollen. Das McKinsey-Papier möchte bis
Ende 2017 mehr als 40000 Menschen ausreisepflichtig machen. Kurzfristig
würden die Ausgaben aufgrund der Rückführungen steigen.  Längerfristig
betrachtet, erscheint es ihnen als sinnvolle Ausgabe, da man nicht auf den
Geflüchteten sitzen bleiben möchte.

Abkommen

Die meisten der betroffenen Geflüchteten kommen aus Afghanistan. Dass das
Land ein Trümmerfeld ist und Steinmeier noch vor einem Monat eingestehen
musste, dass Afghanistan eventuell, vielleicht doch gar nicht sicher sei, da

https://onesolutionrevolution.de/2017-jahr-der-abschiebungen/


das deutsche Konsulat von den Taliban angegriffen worden war, ist egal. Im
ersten Quartal 2016 gab es 600 Tote und über 1000 verletzte Zivilist_Innen.
Zusammen mit  der  Aussage  der  Taliban,  dass  diese  keine  Zivilist_Innen
verletzten, reicht das der Bundesregierung aus, um Afghanistan zu einem
sicheren Herkunftsland zu erklären. Sicher genug  soll das für Menschen
sein,  die  der  deutschen  Wirtschaft  nicht  genug  einbringen.  Eben  diese
schickt die deutsche Regierung nun zurück in den Tod.

Somit  steht  fest:  2017 wird das Jahr  der  Abschiebungen.  Deals  mit  den
jeweiligen Herkunftsländern sind schon im Vorfeld abgeschlossen worden:
der Khartum-Prozess, der EU-Türkei-Deal, das Afghanistan-Abkommen, der
Rabat-Prozess,  die  Migrationspartnerschaften  mit  Libyen,  Libanon  und
sieben weiteren Ländern,  das Valletta-Abkommen – ihre Namen sind alle
unterschiedlich,  ihr  Zweck  ist  jedoch  der  gleiche.  Sie  alle  versuchen,
Menschen überhaupt die Chance zu nehmen, zu flüchten oder wollen bereits
Geflüchtete zurückführen.  Zusätzlich sind die Asylgesetze weiter verschärft
worden. Der Parteitag der CDU in Essen zeigt uns, dass man nur darauf
wartet,  den Aufenthalt in Abschiebeknästen zu verlängern und die Ausreise
krimineller  Ausländer_Innen  konsequenter  durchzusetzen,  also  diese
schneller  abzuschieben.

Kurz  gesagt:   Die,  die  es  mühsam  hierher  geschafft  haben,  dann  in
Unterkünfte verfrachtet und deren Rechte beschnitten worden sind, werden
nun wieder zurückgeschickt. Zwischenzeitlich durften sie noch Angst haben,
von Rechten gejagt zu werden, nun werden sie unter dem Deckmantel der 
„freiwilligen  Rückkehrer“ und „Ausreisepflichtigen“  zurück in Krieg und
Armut geschickt.

Für jene der Geflüchteten, die aktuell politisch aktiv sind und sich selber
organisieren, sowie für die zahlreichen Unterstützer_Innen muss klar sein:
Gerade  geht  es  nicht  darum,  eine  „Willkommenskultur“  zu  verbessern,
gerade  geht  es  darum,  überhaupt  in  Deutschland  zu  bleiben.  Wer
Abschiebungen  stoppen  will,  sollte  nicht  bei  exemplarischen  Einzelfällen
stehenbleiben. Abschiebungen haben System und wer den Geflüchteten in



seiner Nachbarschaft  wirklich helfen will,  muss bereit  sein,  sich für  alle
einzusetzen. Wir schlagen daher eine bundesweite Kampagne vor, die diese
Abschiebe-, Abschottungs- und Abschreckungspolitik klar aufzeigt. Denn nur
wenn wir bundesweit agieren, unsere Kraft bündeln, kann der Kampf gegen
die systematischen Abschiebungen, die es geben wird, erfolgreich sein.

Sofortiger  Abschiebestopp!  Schluss  mit  allen  rassistischen
A s y l g e s e t z e n  u n d  d e r e n  V e r s c h ä r f u n g e n !  F ü r
Staatsbürger_Innenrechte  für  alle!
Schluss mit den unmenschlichen Abkommen, egal ob mit der Türkei,
dem Sudan oder Afghanistan!
Offene Grenzen und sichere Fluchtwege, anstatt Menschen dazu zu
zwingen, über das Mittelmeer oder durch Kriegsgebiete fliehen zu
müssen!

Wir brauchen gemeinsame Aktionen der Geflüchteten, Migrant_Innen und
der Arbeiter_Innenbewegung. Von Gewerkschaften und SPD fordern wir ein
Ende der offenen oder stillschweigenden Unterstützung der rassistischen
Regierungspolitik. Nur mit großen Mobilisierungen und Initiativen können
wir Abschiebungen nicht nur im Einzelnen, sondern massenhaft bekämpfen.

Unsere Solidarität mit Palästina
war  niemals  antisemitisch,  ist
nicht  antisemitisch  und  wird
auch nie antisemitisch werden!
Redaktion, Oktober 2016
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Im Rahmen des Schulstreiks begleiteten Kameraleute des „Jüdischen Forums
für  Demokratie  und  gegen  Antisemitismus  e.V.  (JFDA)“  unseren
Lautsprecherwagen, der u.a. von Revolution Berlin organisiert wurde. Wir
vermuten, dass es ihnen schon im Vorhinein darum ging antirassistischen
Widerstand als antisemitisch zu diffamieren, da dies nicht der erste Angriff
gegen unsere Organisation oder Projekte, in denen wir aktiv sind, ist. Wir
werden solche Behauptungen nicht auf uns sitzen lassen und fühlen uns
gezwungen, kurz zu antworten und unsere Position darzustellen. Erst recht,
da der dazugehörige Artikel von falschen Behauptungen und Lügen gespickt
ist.  Die  Autor_Innen haben sich offensichtlich  weder  die  Mühe gemacht,
unsere  Artikel  zu  diesem Thema  zu  lesen,  noch  unseren  Redebeiträgen
zuzuhören.

Wir erklären deshalb:
Die  Situation  der  Palästinenser_Innen  muss  nicht  künstlich  mit  der
Geflüchteten-Thematik verknüpft werden, wie es die JFDA darstellt. Sie ist
vielmehr ein Produkt der imperialistischen Wirtschaftsordnung, welche ein
globales Ausbeutungsverhältnis  geschaffen hat und täglich Menschen zur
Flucht zwingt.
Palästinensische  Geflüchtete  stellen  dabei  weltweit  eine  der  größten
Vertriebenengruppen dar. Unsere Antwort kann nur der gemeinsame Kampf
aller Unterdrückten, über nationale Trennlinien hinweg, sein. Aus diesem
Grund  nahmen  neben  Schüler_Innen  und  zahlreichen  afghanischen
Geflüchteten auch Palästinenser_Innen und linke Aktivist_Innen aus Israel an
unserem Block teil. Diese gemeinsame Erfahrung im Kampf stellt für uns
einen Erfolg dar.

Unseren antirassistischen Widerstand verknüpfen wir dabei mit dem Kampf
gegen  ein  globales  Wirtschaftsystem,  dass  die  Welt  im  Sinne  der
wirtschaftlich führenden Staaten in militärische Einflussspähren, abhängige
Halb-Kolonien  und  wirtschaftliche  Interessengebiete  einteilt  und  somit
aktuell 64 Millionen Menschen weltweit zur Flucht zwingt. Jede nationale
Befreiungsbewegung  (ob  kurdisch,  palästinensisch,  belutschisch,  in  der
Westsahara, …) richtet sich in irgendeiner Weise erst einmal (unabhängig



von  ihrer  teilweise  auch  rückschrittlichen  Führung)  in  selbstbestimmter
Weise gegen diese gegenwärtige Aufteilung der Welt und verdient deshalb
im Kampf gegen den Imperialismus – der wichtigsten Fluchtursache weltweit
– unsere Solidarität.

Im Kampf gegen Antisemitismus treten wir auch sehr wohl für demokratische
Selbstverteidigungsstrukturen gegen antisemitische Übergriffe ein.  Jedoch
würden wir es niemals wagen, einen bürgerlichen Staat zu unterstützen,
auch nicht, wenn sich dieser einen „jüdischen“ Anstrich gibt. Erst recht nicht
einen Staat, der alles andere als „ein sicherer Hafen“ für Jüdinnen und Juden
ist  und  der  in  letzter  Konsequenz  durch  seine  Besatzungspolitik  und
rechtliche Diskriminierung von Muslima Antisemitismus reproduziert, wenn
er  unter  Vereinnahmung  des  Davidsterns  sich  als  „das  jüdische  Volk“
präsentiert und in diesem Namen unterdrückt, ermordet und vertreibt.
Wir betonen an dieser Stelle erneut: der Staat Israel ist zionistisch, nicht
jüdisch.

Nach unserem Verständnis lässt sich dieser vom Zionismus stetig befeuerte
Antisemitismus nur  durch den gemeinsamen Kampf  der  israelischen und
palästinensischen Arbeiter_Innenbewegung auflösen. Nur der gemeinsame
Kampf der israelischen und palästinensischen Arbeiter_Innenbewegung kann
den  Nationalismus  auf  beiden  Seiten  durch  internationale  Solidarität
ersetzen. Nationalismus, Rassismus und Antisemitismus sind Ideologien mit
denen der Kapitalismus Ausbeutung und Ungleichheit legitimiert und unsere
Klasse spaltet. Der weltweite Kampf gegen Antisemitismus und Rassismus
wird  also  nur  erfolgreich  sein,  wenn  er  mit  einer  antikapitalistischen
Perspektive verknüpft wird.

Als  revolutionäre  Kommunist_Innen  stehen  wir  stets  an  der  Seite  der
Unterdrückten und halten auch deshalb den palästinensischen Widerstand an
der Seite der Menschen, die von diesem Staat unterdrückt werden gegen das
zionistische Regime für legitim und notwendig, denn es handelt sich hier um
eine  religiöse  Legitimation  für  eine  kolonialistische  Politik.  Es  sind  jene
daraus entstandenen Extraprofite aus der systematischen Unterbezahlung
und  Kolonialisierung  der  Palästinenser_Innen,  die  Teile  der  israelischen
Arbeiter_Innenklasse  an den israelischen Staat  zu  ketten versuchen.  Der



Zionismus produziert somit einen völkisch argumentierenden Nationalismus,
der  versucht,  jede  internationalistische  Klassensolidarität  im  Keim  zu
ersticken.  Die damit  einhergehende Unterdrückung treibt  gleichzeitig die
Palästinenser_Innen  in  den  Widerstand.  Der  Charakter  des  sogenannten
„Nahost-Konfliktes“  lässt  sich  dabei  nur  innerhalb  der  imperialistischen
Weltordnung verstehen. In dieser Stellt der Staat Israel eine Ordnungsmacht
in der gesamten Region da.

Uns ist auch bewusst, dass „Kritik“ an Israel oft antisemitisch motiviert ist
oder für antisemitische Hetze missbraucht wird.  Das lehnt REVOLUTION
nicht nur ab, sondern geht auch aktiv dagegen vor. So waren wir aktiv gegen
die neue rechte „Friedensbewegung“ und bemüht reaktionäre, rassistische
und  antisemitische  Kräfte  von  den  TTIP  groß  Demonstrationen
auszuschießen.

Es ist ebenfalls die Pflicht von revolutionären Kräften, die rückschrittliche
Führung  der  palästinensischen  Befreiungsbewegung  herauszufordern.
Während wir uns jedoch ohne weiteres geschlossen hinter den Widerstand
gegen die Besatzung und Militärinterventionen stellen, kämpfen wir für die
sozialistische  Perspektive  eines  multiethnischen,  säkularen
Arbeiter_Innenstaates.  Dazu  braucht  es  soziale  Forderungen  und
internationale  Solidarität  der  Arbeiter_Innenklasse!  Denn  nur  in  einem
säkularen und sozialistischen Arbeiter_Innenstaat kann ein friedliches und
freies Zusammenleben unabhängig von Religion, Geschlecht und Hautfarbe
möglich sein.

Doch warum sind wir es eigentlich schon wieder, die sich gegenüber kruden
Antisemitismusvorwürden  rechtfertigen  müssen?  Was  tut  denn  die  JFDA
eigentlich gerade so für den Kampf gegen AfD, Pegida und Co.? Wir haben
zusammen mit dem Bündnis „Jugend gegen Rassismus“ vor Kurzem 4000
Jugendliche gegen Antisemitismus und Rassismus mobilisiert und versuchen
im  Zuge  dessen  eine  langfristige  antirassistische  Basisarbeit  in  unseren
Schulen,  Unis  und  Betrieben  zu  etablieren.  Was  setzt  die  JFDA  dem
Rechtsruck  so  entgegen,  außer  gegen  unsere  antirassistische  Arbeit  zu
hetzen? Vielleicht sollten sich erst einmal die JFDA rechtfertigen, warum sie
gerade dem Rechtsruck in der Gesellschaft nur untätig zugucken und die



Arbeit Anderer behindern.

Und noch ein paar inhaltliche Richtigstellungen zu falschen Behauptungen
des Artikels:

Wir lehnen es entschlossen ab, Israel als faschistisch zu charakterisieren und
haben das weder auf der Aktion noch sonst irgendwo getan. Dies würde in
unseren Augen eine Relativierung des Faschismus darstellen.

Der Rapper Kaveh ist kein Sprecher der internationalen kommunistischen
Jugendorganisation  REVOLUTION.  Auch  wenn  wir  ihn  gegen  die
Verunglimpfungen  seitens  der  sogenannten  „Anti-“Deutschen  verteidigen.

Für alle, die an unserer Position oder einer inhaltlichen Kritik und Debatte
außerhalb von Pöbeleien interessiert sind, hier noch drei Leseempfehlungen
von uns:

Grundlagen: wer sind die „Anti“-Deutschen
Hamas, Antisemitismus und ein säkulares Palästina – 3 Punkte zum
aktuellen Konflikt in Israel und Palästina
und für alle, dies sich richtig geben wollen, hier ein theoretisches
Werk der Gruppe Arbeiter_Innenmacht, welches wir für eine gute
Basis befunden haben: Thesen zu Zionismus, Israel, Palästina und
arabischem Nationalismus

Bericht  vom  Schulstreik  des
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Refugee  Schul-  &  Unistreik
Berlin
VON REVOLUTION BERLIN

Heute demonstrierten 3000 Schüler_Innen und Jugendliche in Berlin gegen
Rassismus und die AfD.  Bei  gutem Wetter  trugen wir  unsere Ablehnung
gegenüber neuen Verschärfungen der Asylgesetze und der staatlichen wie
gesellschaftlichen Hetzte gegen Muslime und Geflüchtete lautstark auf die
Straße.
Vom  Roten  Rathaus  aus  zogen  wir  durch  den  Prenzlauer  Berg  in  den
Wedding.

Zum Auftakt der Demo griffen wir am Roten Rathaus die rassistische Politik
der berliner Landesregierung an. Weiter ging es zum Verein „Zivile Koalition
e.V.“ welcher die antifeministischen und sexistischen Demonstrationen die
sich „Marsch für das Leben“ nennen mit  organisiert.  Der Verein ist  seit
seiner Gründung durch Beatrix von Storch ein Sporachrohr der AfD.
Kurz  danach  erreichten  wir  die  Wohnung  von  Beatrix  von  Storch.  Hier
wurden mehrere Redebeiträge über und vorallem gegen die AfD gehalten.
Vom Zionskirchplatz aus zog die Demo dann weiter zum Mauerpark. Dort
fand am 03. September ein rassistisch motivierter Angriff von ca. 200 BFC
Dynamo Fans auf eine Gruppe Kameruner_Innen statt, welche sich im Park
zum Grillen trafen. Die berliner Polizei war an diesem Abend im Mauerpark
anwesend,  doch  schritt  sie  nicht  ein,  als  die  Rassisten  angriffen.  Im
Nachhinein hat die Polizei die Vorfälle geleugnet und bestritten dass es einen
Angriff und Verletzte gegeben hätte.

Vom Mauerpark  aus  ging  es  weiter  zur  Bernauer  Straße,  wo  sich  eine
Gedenkstätte für die innerdeutsche Grenze befindet. An dieser Stelle griffen
wir  das  europäische  Grenzregime  und  das  kalkulierte  Morden  an  den
Außengrenzen der EU an. Getreu dem Motto der Demo „Keine Grenze steht
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für immer“ forderten wir sichere und legale Einreisemöglichkeiten für alle
Schutzsuchenden nach Europa!

Weiter ging es dann zur Ernst Reuter Schule, welche in den vergangenen
Jahren traurige Berühmtheit erlangt hat und ein Spielfeld für die rassistische
Bildungspolitik Berlins ist.  Wir solidarisierten uns mit den Schüler_Innen,
welche ihre festungsähnliche Schule nicht verlassen konnten, um mit uns
zusammen zu demonstrieren.
Abschließend zogen wir durch das Brunnenviertel. Hier tobt sich aktuell das
spekulative Finanzkapital aus und gentrifiziert den Kiez. Mietverträge, die
eigentlich zum sozialen Wohnungsbau gehörten, werden nicht verlängert und
die  Bewohner_Innen aus  ihrem Kiez  verdängt.  Wir  fordeten  bezahlbaren
Wohnaum für alle, nicht nur für Bonzen und deren Kinder.
Kurz darauf fand die Demo ihr Ende am Gesundbrunnen.

Unser  Block  war  mit  ca.  500  Schüler_Innen  und  vielen  afghanischen
Geflüchteten laut und kämpferisch.

Weitere Bilder vom Block findet ihr auf Facebook

Doch  was  bleibt  nach  einem  Schulstreik?  Leider  ist  die  AfD  im
Abgeordnetenhaus,  deswegen gilt  es  den Kampf  für  eine antirassistische
Alternative  direkt  an  die  Schule  zu  tragen!  Dafür  bieten  wir  euch  am
Dienstag (04.10.2016) eine Veranstaltung im A17 (Admiralstraße 17, Räume
des KPDRZ, nähe U-Kottbusser Tor)  an.  Dort wollen wir gemeinsam den
Schulstreik auswerten, einen kurzen Blick in die anderen Städte werfen um
zu sehen was noch so ging am Aktionstag von Jugend gegen Rassismus​ und
anschließend mit euch über Perspektiven diskutieren. Anschließend könnt ihr
gerne noch auf ein kühles Getränk und einen Teller veganes Essen bleiben
um uns besser kennenzulernen. (Mehr Infos dazu ebenfalls auf Facebook)

Auswertungs- und Perspektivdiskussion | 18 Uhr | Admiralstraße 17
(U-Kotti)
#JGR2909

https://www.facebook.com/revolution.berlin/?fref=ts
https://www.facebook.com/events/770675219702333/


Bericht  vom  Schulstreik  des
Refugee  Schul-  &  Unistreik
Berlin
VON REVOLUTION BERLIN

Heute demonstrierten 3000 Schüler_Innen und Jugendliche in Berlin gegen
Rassismus und die AfD.  Bei  gutem Wetter  trugen wir  unsere Ablehnung
gegenüber neuen Verschärfungen der Asylgesetze und der staatlichen wie
gesellschaftlichen Hetzte gegen Muslime und Geflüchtete lautstark auf die
Straße.
Vom  Roten  Rathaus  aus  zogen  wir  durch  den  Prenzlauer  Berg  in  den
Wedding.

Zum Auftakt der Demo griffen wir am Roten Rathaus die rassistische Politik
der berliner Landesregierung an. Weiter ging es zum Verein „Zivile Koalition
e.V.“ welcher die antifeministischen und sexistischen Demonstrationen die
sich „Marsch für das Leben“ nennen mit  organisiert.  Der Verein ist  seit
seiner Gründung durch Beatrix von Storch ein Sporachrohr der AfD.
Kurz  danach  erreichten  wir  die  Wohnung  von  Beatrix  von  Storch.  Hier
wurden mehrere Redebeiträge über und vorallem gegen die AfD gehalten.
Vom Zionskirchplatz aus zog die Demo dann weiter zum Mauerpark. Dort
fand am 03. September ein rassistisch motivierter Angriff von ca. 200 BFC
Dynamo Fans auf eine Gruppe Kameruner_Innen statt, welche sich im Park
zum Grillen trafen. Die berliner Polizei war an diesem Abend im Mauerpark
anwesend,  doch  schritt  sie  nicht  ein,  als  die  Rassisten  angriffen.  Im
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Nachhinein hat die Polizei die Vorfälle geleugnet und bestritten dass es einen
Angriff und Verletzte gegeben hätte.

Vom Mauerpark  aus  ging  es  weiter  zur  Bernauer  Straße,  wo  sich  eine
Gedenkstätte für die innerdeutsche Grenze befindet. An dieser Stelle griffen
wir  das  europäische  Grenzregime  und  das  kalkulierte  Morden  an  den
Außengrenzen der EU an. Getreu dem Motto der Demo „Keine Grenze steht
für immer“ forderten wir sichere und legale Einreisemöglichkeiten für alle
Schutzsuchenden nach Europa!

Weiter ging es dann zur Ernst Reuter Schule, welche in den vergangenen
Jahren traurige Berühmtheit erlangt hat und ein Spielfeld für die rassistische
Bildungspolitik Berlins ist.  Wir solidarisierten uns mit den Schüler_Innen,
welche ihre festungsähnliche Schule nicht verlassen konnten, um mit uns
zusammen zu demonstrieren.
Abschließend zogen wir durch das Brunnenviertel. Hier tobt sich aktuell das
spekulative Finanzkapital aus und gentrifiziert den Kiez. Mietverträge, die
eigentlich zum sozialen Wohnungsbau gehörten, werden nicht verlängert und
die  Bewohner_Innen aus  ihrem Kiez  verdängt.  Wir  fordeten  bezahlbaren
Wohnaum für alle, nicht nur für Bonzen und deren Kinder.
Kurz darauf fand die Demo ihr Ende am Gesundbrunnen.

Unser  Block  war  mit  ca.  500  Schüler_Innen  und  vielen  afghanischen
Geflüchteten laut und kämpferisch.

Weitere Bilder vom Block findet ihr auf Facebook

Doch  was  bleibt  nach  einem  Schulstreik?  Leider  ist  die  AfD  im
Abgeordnetenhaus,  deswegen gilt  es  den Kampf  für  eine antirassistische
Alternative  direkt  an  die  Schule  zu  tragen!  Dafür  bieten  wir  euch  am
Dienstag (04.10.2016) eine Veranstaltung im A17 (Admiralstraße 17, Räume
des KPDRZ, nähe U-Kottbusser Tor)  an.  Dort wollen wir gemeinsam den
Schulstreik auswerten, einen kurzen Blick in die anderen Städte werfen um
zu sehen was noch so ging am Aktionstag von Jugend gegen Rassismus​ und
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anschließend mit euch über Perspektiven diskutieren. Anschließend könnt ihr
gerne noch auf ein kühles Getränk und einen Teller veganes Essen bleiben
um uns besser kennenzulernen. (Mehr Infos dazu ebenfalls auf Facebook)

Auswertungs- und Perspektivdiskussion | 18 Uhr | Admiralstraße 17
(U-Kotti)
#JGR2909

Elend  oder  Erfolg?  –
Antirassistischer  Widerstand  in
Deutschland
VON JAQUELINE KATHERINE SINGH

Vor zwei Jahren, in den Anfängen der rassistischen Bewegung, sind mehrere
tausende  Menschen  auf  die  Straße  gegangen,  um  den  diversen  Gida-
Protesten die Stirn zu bieten.  Mensch war auch schockiert,  als  man die
katastrophalen Bilder von der Situation an der griechischen Küste sah. Oder
war  entsetzt  und trauerte  um die  Toten,  wenn wieder  ein  Schlauchboot
unterging. Und nun? Nun sieht es bitter aus.

Die AfD ist bei den Landtagswahlen die klare Gewinnerin. Nach Heidenau
und  Frei ta l  jagt  man  nun  auch  in  Bautzen  Gef lüchtete.  Die
Gegenmobilisierungen  sind  im  Schnitt  kleiner  geworden,  größere
antirassistische Aktionen kratzen nicht mal an 10 000 Teilnehmer_Innen und
bei den Wahlen haben SPD und DIE LINKE fast überall Stimmen verloren.
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Das sind Tatsachen,  die  den Ernst  der  Lage verdeutlichen sollten.  Doch
mittlerweile scheinen die Übergriffe auf Geflüchtete und ihre Heime, die
Toten im Mittelmeer und an den Außengrenzen zum Alltag zu gehören –
genauso wie die Kolleg_Innen oder Mitschüler_Innen, die die AfD gut finden.
Schließlich  bringe  die  Partei  es  mal  auf  den  Punkt  und  spreche  die
Auswirkungen der Krise an.

Seit  2014  steigt  die  Anzahl  von  Anschlägen  auf  Geflüchtete  und  ihre
Unterkünfte drastisch. Auch die Zahl von rechten Aufmärschen, ob nun durch
besorgte Bürger_Innen, die AfD oder Nazis, ist gestiegen. Als Reaktion von
links bildeten sich anfangs lokale kleinere Bündnisse, die den Gidas die Stirn
boten.  Als  die  Geflüchteten  kamen,  gründeten  sich  auch  viele
Supporter_Innenstrukturen.  Doch  ihre  lokale  Isolation  erschwerte  eine
dauerhafte  Arbeit.  Es  folgten  zahlreiche  Antifa-Vollversammlungen,
Krisenmeetings und letzten Endes bildeten sich nach zwei Jahren bundesweit
verschiedene  Bündnisse:  „Jugend  gegen  Rassismus“,  „Aufstehen  gegen
Rassismus“,  „Nationalismus  ist  keine  Alternative“,  „Welcome2Stay“  und
„Fluchtursachen bekämpfen“.

Sicherlich,  die  Bündnisse  sind  von  unterschiedlichen  Spektren  geprägt.
Während die einen Jugendliche mobilisieren wollen, versuchen die anderen,
Supporter_Innenstrukturen zu integrieren oder als tolles Mitmach-Bündnis
zu fungieren. Eines haben sie aber alle gemeinsam: Bisher haben sie es nicht
geschafft, eine größere gesellschaftliche Relevanz zu erreichen!

Antirassistischen Widerstand aufbauen – aber
wie?

In  der  aktuellen  Situation  befinden  wir  uns  in  einer  Defensive,  die  wir
durchbrechen müssen. Dazu brauchen wir keine vereinzelten Kleinstaktionen
mit  wenigen  Tausenden,  sondern  Massenmobilisierungen,  die  eigene
Forderungen aufstellen und sich nicht nur gegen die AfD und Nazis wehren.
Es bedarf einer offenen Koordination der bestehenden Bündnisse. Zudem



müssen Kämpfe verbunden werden. Der Kampf gegen das Integrationsgesetz
betrifft Geflüchtete und Supporter_Innen. Dieser muss durch die arbeitende
Bevölkerung  und  Jugendliche  unterstützt  werden,  sonst  kann  er  nicht
erfolgreich  enden.  Anstatt  also  die  Aktionen  gegen  Rassismus  von
Geflüchteten, Jugendlichen, Lohnabhängigen etc. zu trennen, müssen wir uns
koordinieren und gemeinsam auf die Straße gehen.

Bis zur Bundestagswahl ist aber noch Zeit?

In dem Artikel „Wie weiter im Kampf gegen Rassismus und die AfD?“, der
zudem eine Auswertung der Aktion von „Aufstehen gegen Rassismus“ am 3.9.
beinhaltete, schreibt marx21: „Mit etwa 6.000 Menschen nahmen weniger an
der Demonstration teil, als ursprünglich erhofft. Vor allem zu wenige, um
tatsächlich die Stimmung in der Stadt – zwei Wochen vor den Wahlen – zu
beeinflussen.“

Schuld daran sind für sie zwei Faktoren: Einmal die Tatsache, dass die fast
sichere Bildung einer rot-rot-grünen neuen Landesregierung Berlin selber
wenig  aufgerüttelt  hätte.  Zum  anderen  der  Fakt,  dass  „die  größeren
Organisationen  verhalten  mobilisiert  haben“.  Was  diese  konkret  für
erfolgreiche  Mobilisierungen  tun  müssten,  findet  man  in  dem  Artikel
allerdings nicht. Betriebsversammlungen, die Antirassismus vor Ort auf die
Tagesordnung  setzen,  ein  Kampf  in  den  Gewerkschaften,  Geflüchtete
aufzunehmen, klare antirassistische Positionierungen seitens der Linkspartei
in Verbindung mit der sozialen Frage? Fehlanzeige. Darauf geht der Text erst
gar nicht ein.
Basismobilisierung heißt nicht, dass „freie“ Individuen sich dazu entscheiden,
sich  antirassistisch  zu  betätigen.  Viel  eher  muss  die  Basis  der  sich
beteiligenden  Bündnisorganisationen  an  den  Orten,  an  denen  sie  sich
tagtäglich vor Ort  aufhält,  antirassistische Fragen aufwerfen und zu den
Aktionen mobilisieren.

Zu anderen Bündnissen verhalten sie sich zudem auch nicht. Sehr leicht kann



man vergessen, dass die Aktion von „Jugend gegen Rassismus“ am 27. April
mit 8.000 Jugendlichen, die auf die Straße gegangen sind, größer war als die
von „Aufstehen gegen Rassismus“, ohne dass größere Jugendorganisationen
wie  die  SDAJ,  linksjugend  [’solid]  oder  der  SDS  flächendeckend  daran
beteiligt  waren  oder  dazu  aufgerufen  haben.  Auch  die  Aktion  von
„Fluchtursachen  bekämpfen“  am  29.  Oktober  in  Nürnberg  gegen  das
bayerische  Integrationsgesetz  findet  wenig  Beachtung.

Aber nicht nur seitens marx21 herrscht in der sich zuspitzenden Situation
eine abwartende Haltung. Auch die Interventionistische Linke, die übrigens
in „Welcome2Stay“ und „Aufstehen gegen Rassismus“, also in zweien der
fünf Bündnisse agiert, scheint entweder kein Interesse oder kein Konzept zu
haben, wie man in der aktuellen Situation sich gegen den zunehmenden
Rassismus wehrt.

Was heißt das konkret?

Wenn wir effektiv antirassistischen Widerstand aufbauen wollen, dann dürfen
wir uns nicht spalten lassen. Weder vom zunehmenden Rassismus noch vom
Sektierertum  der  Linken  oder  der  fadenscheinigen  Überzeugung,  dass
Geflüchtete, Jugendliche, Parteien und Autonome jeweils ihr eigenes kleines
Bündnis brauchen.
Wir brauchen zwischen den Bündnissen und den größeren Organisationen
der Arbeiter_Innenklasse eine Koordinierung ihrer geplanten Aktionen, also
eine gemeinsame Strategiekonferenz Anfang des Jahres. Dort sollte sich auf
gemeinsame Forderungen verständigt werden, die sich gegen die Angriffe
auf  Geflüchtete  seitens  der  Bundesregierung  stellen  sowie  gegen  die
Auswirkungen  der  Sparpolitik  der  letzten  Jahrzehnte  richten.

Ein weiterer Hauptpunkt müssen verbindliche Abmachungen sein, bei denen
die  unterschiedlichen  Bündnisse  eigenständig  zur  gleichen  Aktion
mobilisieren.
Tun wir das nicht und bleiben alleine bei der Aussage, dass Bündnis XZY ja



das  vielversprechendste  sei  und  dass  man  sich  diesem  einfach  nur
anschließen muss, oder hoffen darauf, dass im Zuge des Wahlkampfes zur
Bundestagswahl entweder SPD oder Linkspartei sich darauf besinnen, dass
Rassismus ja eigentlich eine ganz dumme Sache ist und „automatisch nach
links  gehen“,  werden  die  Folgen  des  Elends  des  antirassistischen
Widerstands  in  Deutschland  zu  Tage  treten.

Für eine bundesweite Aktionsplattform schlagen wir folgende Forderungen
vor:

AfD,  Pegida,  rassistischen  und  faschistischen  Mobilisierungen
entgegentreten!  Organisierte  Selbstverteidigung  und  Solidarität
gegen  rassistische  Angriffe!
Gegen  alle  Abschiebungen,  Rücknahme  aller  Verschärfungen  der
Asylgesetze! Nein zum sog. „Integrationsgesetz“, keine rassistischen
Sondergesetze wie „Burkaverbot“ oder Einschränkung des Nachzugs
von Verwandten! Bereitstellung von sicherer Unterbringung (z. B. in
Frauenhäusern) von Frauen und sexuell Unterdrückten! Für offene
Grenzen und gleiche Staatsbürger_Innenrechte für alle Geflüchteten
und Migrant_Innen! Weg mit der Festung Europa!
Recht auf Arbeit für Geflüchtete! Mindestlohn von 12,50 Euro/Stunde
f ü r  a l l e  s t a t t  8 0 - C e n t - Z w a n g s j o b s !  Ö f f e n t l i c h e s
Wohnungsbauprogramm,  Beschlagnahme  von  leerstehenden
Wohnungen  und  entschädigungslose  Enteignung  von
Immobilienspekulanten,  um  Wohnraum  für  alle  zu  schaffen!
Gewerkschaftliche  Organisierung  der  Geflüchteten!



Nach  den  Wahlen:  Den  Kampf
gegen Rassismus organisieren!
Der  September  war  der  letzte  Wahlmonat  dieses  Jahres,  somit  eine
Wasserstandsmeldung für das Bundestagswahljahr 2017. In Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Berlin fanden im Wochentakt zu Landtags-,
Kommunal- und Abgeordnetenhauswahlen statt. Hierbei ist ein eindeutiger
Wahlsieger zu erkennen – die AfD.  Aber bevor wir  ausführlicher auf  die
Aussagen  die  diese  drei  Wahlen  gegeben  haben  eingehen  können,  hier
nochmal die Zahlen:

In Mecklenburg-Vorpommern fand die Wahl am 4. September statt. Hierbei
schafften es vier Parteien in den Landtag. Als stärkste Kraft zieht dort die
SPD  mit  30,6%  ein,  das  bedeutet  einen  Verlust  von  5%-Punkten  zur
vorherigen Wahl. Die AfD schafft es hier beim ersten Wahlantritt sofort auf
den zweiten Platz mit 20,8%. Die CDU danach mit 19%, das sind 4% weniger
als 2011. Und als vierte Kraft die Linkspartei mit 13,2%, somit 5,2% weniger.
Die NPD, zuletzt genannt, verpasst den Einzug ins Parlament. Bei 3% und
einem Stimmenverlust von ebenfalls 3% verliert die NPD nicht nur die Hälfte
ihrer Stimmen vermutlich an die AfD, sondern auch ihren letzten Sitz in
einem  Landtag.  Insgesamt  kam  es  hier  zu  einer  Zunahme  der
Wahlbeteiligung  von  51,5%  im  Jahr  2011  zu  61,6%.

Am 11. September wurde in Niedersachsen gewählt. Auch hier kam es zu
einer leichten Zunahme der Wahlbeteiligung von 52,5% auf 55,5%. Auf Platz
ein liegt hier die CDU mit 34,4%, 2,6% weniger als 2011. Die SPD auf Platz 2
mit 31,2%, 3,7% weniger. Weit dahinter kommen die Grünen mit 10,9%, das
ist ein Minus von 3,4% und die AfD mit 7,8%. Die Partei die Linke schließt
mit 3,3% ab, somit 0,9% Zugewinn.

Am vergangenen Sonntag, dem 18. September wurde, dann auch in Berlin
gewählt.  Hier  zeigt  sich  am  drastischsten  die  Zerfaserung  des
Parteienwesens. Die SPD bleibt stärkste Kraft mit schwachen 21,6% (-6,7%).
Der WDR-Moderator Jörg Schönenborn gab dazu bekannt: „Noch nie in der
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Geschichte  der  Bundesrepublik  hat  eine  stärkste  Partei  so  wenig
Prozentpunkte erhalten wie die SPD mit 23%.“ Auf Platz zwei folgt die CDU,
die  nachdem  sich  die  Grünen  als  effektivere  „Law  and  Order“-Partei
herausstellten,  ihr  bisher  schwächstes  Wahlergebnis  hervorgebracht  habt
mit 17,6% (-5,7%). Danach kommt die Linkspartei mit 15,6% (+3,9%), die
Grünen mit 15,2% (-2,4%). Die AfD schafft es auch hier auf 14,2%. Und selbst
die FDP bleibt uns nicht erspart, sondern kommt auf 6,7% (+4,9%). Kleine
Anmerkung am Rande: Die Piratenpartei hat es hierbei in die falsche Urne
geschafft. Mit 1,7% Punkten und einem Minus von 7,2% zur Vorwahl hat
diese Partei  einen recht unrühmlichen Platz  auf  dem Scheiterhaufen der
Geschichte reserviert. Auch hier ist ein Anstieg bei der Wahlbeteiligung zu
verzeichnen. Von 60,2% in 2011 zu 66,9%.

Was drücken die Wahlergebnisse aus?

Diese  drei  Wahlen  zeigen  uns  eines  sehr  direkt!  Die  neue  Qualität  der
rassistischen Bewegung beginnt Ausmaße anzunehmen, die sich hier deutlich
in den Wahlergebnissen widerspiegeln. Wir haben es mit einer deutlichen
Verschiebung des Kräfteverhältnisses im ideologischen Klassenkampf zu tun,
das  sich  auch  auf  die  Einflussspielräume  von  kleinen  linken  Gruppen
auswirken kann. So haben die bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und
die Linke in den drei Wahlen gemeinsam im Durchschnitt circa 5,26%-Punkte
pro Bundesland verloren. Während es die AfD im Durchschnitt auf ein Plus
von 14,26% schaffte.  Diese Verschiebung zeigt sich auch deutlich in der
Wähler_Innenwanderungen.

Dies  ist  kein  Zufall.  So  ist  die  AfD  eine  Ausgeburt  der  seit  2007/08
andauernden historischen Krise des kapitalistischen Weltsystems. In Zuge
dessen  die  Verdrängungsängste  zum  Einen  in  den  sogenannten
mittelständischen Schichten des Bürgertums zunehmen. So traten weite Teile
der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU aus dieser Partei
aus,  da  sie  ihre  Interessen  nicht  mehr  ausreichend  von  der  historisch
gewachsenen führenden Partei der Bourgeoisie vertreten sahen. Die AfD gab
ihnen hierbei Wahlversprechen die ihnen eine Politik nationaler Schutzzölle
vor internationalen Monopolkonzernen bieten sollte. Zum Anderen fischte sie



auf in den vom Abstieg bedrohten Schichten des Kleinbürger_Innentums und
den ärmsten Schichten der Arbeiter_Innenklasse über rassistische Hetze. Mit
den  reaktionärsten  Wahlversprechen  zur  gewaltsamen  Lösung  der
sogenannten  Geflüchtetenkrise,  wie  mit  Schießbefehlen  an  Grenzen.

Hierbei  haben  wir  es  jedoch  nicht  nur  mit  einer  Zerfaserung  der
Parteienlandschaft unter den bürgerlichen Parteien zu tun. Nein. Auch die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien  wie  SPD und die  Linke  haben stark
eingebüßt. Bürgerliche Arbeiter_Innenparteien sind dabei jene die sich in
ihrer  Politik  hinter  das  Privateigentum an  Produktionsmitteln  und  somit
hinter das kapitalistische System stellen, in ihrer Zusammensetzung jedoch
mehrheitlich  aus  Arbeiter_Innen  bestehen,  die  zum Teil  auch  eine  gute
betriebliche und gewerkschaftliche Verankerung aufweisen. Sie sind somit
der organische Ausdruck der sogenannten Arbeiter_Innenaristrokratie. Dies
hat gleich mehrere Gründe. Zum einen haben wir es in Deutschland mit
einem  schleichenden  beziehungsweise  verzögerten  Einbruch  der
internationalen Krise zu tun. Dies liegt zum einen an den frühen Angriffen
auf die Arbeiter_Innen mit der Einführung der Agenda 2010 im Jahr 2003.
Hierbei  fanden  massive  Angriffe  auf  soziale  Errungenschaften  durch  die
Erhöhung des Renteneintrittsalters, der Ausweitung der Leiharbeit und der
Einführung der Hartz-Gesetze statt.  Ebenfalls wurde zu Beginn der Krise
versucht eben jene Krisenlasten auf die inner-europäischen Halbkolonien,
wie Griechenland, abzuwälzen, während die BRD mit Exportüberschüssen
glänzte.  In  Zuge  dessen  haben  wir  europaweit  aufstrebende  rechte
Bewegungen  gehabt.  Mit  der  Geflüchtetenkrise  zeigte  sich  eben  jener
internationaler Charakter der Krise nochmals deutlich. Zum anderen haben
wir es im Zuge der Agenda-Gesetze und der Krise mit einer Verschiebung
innerhalb der Klasse der Lohnabhängigen zu tun. Mit einer zunehmenden
Deklassierung.  Folge  dessen  war  ein  Anstieg  der  parlamentarisch-
unterrepräsentierten Teile  der  Klasse.  Jene für  die  keine Zugeständnisse
über das Modell der Sozialpartner_Innenschaft und durch Reformen im Zuge
der  Krise  möglich  sind.  Da  soziale  Verelendung  nicht  automatisch  das
Bewusstsein  nach  links  treibt,  sind  viele  in  die  Arme  rechter
Rattenfänger_Innen gelaufen. Somit ist die aktuelle Stärke der AfD ebenfalls
Ausdruck des Fehlens einer revolutionären Führung der Arbeiter_Innen.



Deutlich zeigt sich dieses Problem nochmal anhand der Geflüchtetenkrise:
Die SPD war an der regelmäßigen Asylrechtsverschärfung beteiligt, über ihre
Regierungsbeteiligung  und  die  fehlenden  Mobilisierungen  in  den
Gewerkschaften. Die Linke hat, da wo sie an der Regierung ist, ähnliches
getan. Ebenfalls ist sie im inneren stark gespalten in der Frage des Kampfes
gegen Rassismus. Hier sammelt sich eine Palette von Positionen. So wollen
die einen mehr auf die AfD-Wähler_Innen zugehen, die anderen die Einheit
der Demokrat_Innen und wiederum andere eine hauptsächliche Rückkehr auf
die soziale Frage, da sie Rassismus als reines Folgeproblem verstehen. (Hier
m e h r  d a z u :
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/reaktionen-zum-afd-wahlsieg-
wohin-geht-die-linkspartei/)

Nicht nur wählen, sondern den antirassistischen Kampf organisieren!

In  den  Wahlen  haben  wir  zur  kritischen  Wahlunterstützung  der  Linken
aufgerufen.  Da  wir  die  Kampfbedingungen  unter  einer  bürgerlichen
Arbeiter_Innenregierung für die Klasse für besser gegeben ansehen und uns
im sich hierbei  ausdrückenden Kräfteverhältnis nicht enthalten.  Ebenfalls
zwingt die Regierungsmacht eben jene Parteien, die wir als falsche Führung
der  Klasse  ansehen,  ihre  Forderungen  umzusetzen,  um  somit  ihre
klassenversöhnlicherische  Politik  zu  entlarven.  Ebenfalls  erleichtert  sich
hierbei  die  Aufforderung  nach  einem gemeinsamen  Kampf,  da  rund  um
Wahlen eine Steigerung von politischen Interesse erkennbar ist. Diese hat
sich deutlich im allgemeinen Anstieg der Wahlbeteiligung ausgedrückt, leider
nicht immer zum „Guten“!

Die Notwendigkeit zeigt sich hierzu deutlicher denn je! Was wir brauchen ist
eine  antirassistische  Einheitsfront,  eine  gemeinsamen Mobilisierung  aller
Kräfte  die  sich  auf  die  Arbeiter_Innen,  Jugend,  Migrant_Innen  und
gesellschaftlich unterdrückten Kräfte stützen. Solch eine Mobilisierung bietet
eine kämpferische Perspektive gegen die AfD, den aufkommenden Rassismus
und die Auswirkung der anhaltenden Krise über den Gang zur Wahlurne
hinaus.



Am Donnerstag, dem 29. September wollen wir eben solch eine Perspektive
beim bundesweit stattfindenden antirassistischen Schulstreik-Aktionstag des
Bündnisses Jugend gegen Rassismus, von dem wir eine Mitgliedsorganisation
sind, bieten. Also kommt mit uns auf die Straße und organisiert euch mit uns
im Kampf gegen die neue rechte Bewegung!

VON WILHELM SCHULZ

Gemeinsam  gegen  Rassismus
und  Repression:  Angriffe  auf
linke  Selbstorganisierung  in
Leipzig bekämpfen!
„Schämt  euch,  ihr  Bubi-Chaoten“  titelt  die  Bildzeitung  Leipzig  am
vergangenen Mittwoch, dem 15. September 2016. Aufgrund eines aktuell
laufenden Gerichtsverfahrens nutzt die Bild-Zeitung eine weitere Chance, um
l i n k e  P o l i t i k  z u  v e r u n g l i m p f e n
(http://www.bild.de/regional/leipzig/angriff/polizeiposten-angegriffen-funkwa
gen-abgefackelt-47826570.bild.html).  Aber  nicht  nur  das.  In  ihrer
Printausgabe  vom  selbigen  Tag  veröffentlichen  sie  ein  Foto  eines
angeklagten Aktivsten. Dieser ist dort vollständig zu erkennen. Kurz danach
wurden  eine  Reihe  von  recherchierten  Fotos,  Vorwürfe  von  angeblichen
Straftaten, das angekündigte Wissen über Wohnorte, private Informationen
und vieles Weitere auf der Facebook-Seite „Wir für Leipzig“ veröffentlicht,
vermutlich  um  die  Leser_Innen  anzustacheln.  Hierbei  bildet  die
Bildzeitungsausgabe das i-Tüpfelchen. Der angebliche Hauptangeklagte, dem
die  Hetzkampagne  offensichtlich  gilt,  wird  hierbei  der  internationalen
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kommunistischen Jugendorganisation REVOLUTION zugeordnet. In diesem
Kontext  wurden  auch  die  Plenartreffpunkt  und  -zeit  von  REVOLUTION
Leipzig auf der Facebookseite veröffentlicht. Bei der Hetz-Seite handelt es
sich um eine knapp 12.000 Likes große Plattform der NPD-Leipzig. Betrieben
wird diese angeblich vom Leipziger NPD-nahen Stadtrat Enrico Böhm, dieser
ist ebenfalls durch seinen guten Kontakt zur rechten Hoolszene bekannt und
in  der  Vergangenheit  häufiger  straffällig  geworden  in  Bezug  auf
Gewaltdelikte.  Die  Seite  ist  vor  allem  durch  die  Legida-Bewegung
angewachsen, die dafür bekannt ist, der offen faschistoide Teil der Pegida-
Bewegung zu sein.

Dieser  Vorfall  ist  leider  nur  ein  Beispiel  für  die  brutaler  und  häufiger
werdenden Angriffen der Rechten, speziell in Sachsen. Ziel ist es hierbei, die
sich den Angriffen widersetzenden Aktivist_Innen in die Passivität zu drängen
und zu isolieren. Dazu werden ihnen sogar lebensgefährliche Verletzungen
angedroht.  Dass  sich  die  Springer-Presse  hierbei  als  Denunziantin  gibt,
beschreibt sehr offen, wie sich diese zur neuen Qualität der rassistischen
Bewegung positionieren könnte.

Doch warum genau jetzt?

Das Gerichtsverfahrens ist nicht das einzige Ereignis, das in diesen Tagen
stattfindet. Am kommenden Samstag, dem 17. September, findet in Leipzig,
wie  auch  in  sechs  wei teren  Städten  im  Bundesgebiet ,  d ie
Gegendemonstration zu den Freihandelsabkommen TTIP und CETA statt. Wir
als REVOLUTION haben unsere Teilnahme angekündigt. Als die Identitäre
Bewegung, eine völkisch-rassistische Frontorganisation, bekannt gab, dass
sie  ungebeten  an  der  Demonstration  teilnehmen  und  provozieren  wolle,
haben  unsere  Genoss_Innen  in  Leipzig  offen  dafür  geworben,  diesen
reaktionären Kräfte die Teilnahme an der Demonstration zu verwehren und
dies  als  Gesamtdemonstration  zu  verhindern.  Organisationen  wie  die
Identitäre Bewegung sind ein aktiver Teil der neuen rassistischen Bewegung
und  bauen  sich  über  diese  auf.  Sie  sind  Nutznießer_Innen  von  offenen
Angriffen auf Geflüchtete, Migrant_Innen, Linke, sexuell Unterdrückte und
viele  mehr.  Sie  sind  es  auch,  die,  wenn  ihr  Einfluss  anwächst,



gewerkschaftliche oder politische Organisationen direkt zerschlagen wollen.
Sie sind somit nicht nur eine Bedrohung für ihre bisherigen Opfer, sondern
auch für die Veranstalter_Innen der kommenden Anti-TTIP- und -CETA-Demo.
Es handelt  sich somit  zwar um einen unmittelbaren Angriff  auf  einzelne
Aktivist_Innen sowie unsere Organisation. Solche Angriffe haben aber auch
einen  politischen  Charakter.  Sie  richten  sich  gegen  alle,  dem aktuellen
Rechtsruck  entgegentreten  wollen.  Der  Angriff  verdeutlicht  nochmal
drastisch, dass die aktuellen sozialen Kämpfe unmittelbar auch die Frage des
Antirassismus und Antifaschismus aufwerfen müssen, da sich die rassistische
Zuspitzung  langfristig  auf  unsere  politische  Handlungsfreiheit  auswirkt.
Angriffe wie in Bautzen sind dabei ein weiterer Ausdruck eben dieser neuen
Qualität.

Wir fordern die Organisator_Innen der Demonstration am 17.9, darunter DIE
LINKE, die SPD, den DGB und viele weitere auf, sich mit uns öffentlich zu
solidarisieren. Lasst uns gemeinsam die Teilnahme offen rassistischer und
faschistischer Organisationen, wie der Identitären Bewegung und der NPD
verhindern. Wir appellieren an alle linken Gruppen und Aktivist_Innen, sich
mit uns zu solidarisieren. Dies könnte am 17.9. beispielsweise so aussehen,
dass wir gemeinsam in Blöcken laufen können, in denen auch nicht direkte
politische  Unterstützer_Innen  unserer  Organisation  die  Fahnen  unserer
Gruppe tragen oder unsere Materialien solidarisch verbreiten, damit nicht
unmittelbar  weitere  Aktivist_Innen  vermeintlich  als  Sympathisant_Innen
unserer  Gruppe  „geoutet“  werden.  Wir  gehen  davon  aus,  dass  rechte
Fotograf_Innen  anwesend  sein  werden.  Vor  allem  geht  es  aber  darum,
diesem Angriff keine unkommentierte Öffentlichkeit zu geben. Wir müssen in
Leipzig und darüber hinaus den kollektiven Schutzes vor rassistischen und
faschistischen Angriffen diskutieren.  Denn betroffen sind immer einzelne,
doch gemeint sind wir alle!
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Was tun an meiner Schule?
Ihr habt Lehrer_Innen die sich rassistisch und/oder sexistisch äußern? Ihr
habt  Probleme  mit  Lehrer_Innen,  die  ihre  Machtposition  in  der  Schule
ausnutzen und euch willkürlich bestrafen, weil ihr zu bestimmten Themen
andere  Ansichten  habt?  An  eurer  Schule  sollen  „Luxusräume“,  wie  ein
Computerraum eingespart werden? Eure Schule ist in einem miesen Zustand
und ihr habt Angst, dass sie bald einstürzt? Euch kotzt zu Recht irgendetwas
anderes in unserem Schulsystem an?

Dann ändert etwas daran!

Doch wie soll man als Einzelperson an der Schule politisch aktiv werden?

Als erstes solltest du mit deinen Mitschüler_Innen über die Probleme reden
und ein breites Bewusstsein dafür schaffen. Denn als Kollektiv arbeitet es
sich deutlich leichter. Ihr könnt gemeinsam ein Flugblatt erstellen, welches
auf die Probleme hinweist und es an eurer Schule verteilen. Oder ihr haltet
auf dem Schulhof/ vor der Schule eine kurze Rede über das, was bei euch
schief  läuft.  Außerdem  könnt  ihr  ein  Transparent  mit  eurer  Zentralen
Forderung gestalten und dieses an der Außenwand der Schule anbringen, um
so  einen  großen  Teil  der  Schüler_Innen  und  Passant_Innen  auf  eure
Probleme aufmerksam zu machen. Ein weiteres sehr effektives Mittel ist es,
eine  Vollversammlung  über  die  Schüler_Innenvertretung  der  Schule
einzuberufen.  Auf  diesem Plenum,  bei  dem alle  Schüler_Innen anwesend
sind,  kann  man  super  die  Probleme  ansprechen  und  zu  weiteren
gemeinsamen Aktionen aufrufen. Wichtig ist es, bei der Art, den Inhalt an die
Schule zu tragen, kreativ zu sein.

Wenn du denkst, dass es auch an deiner Schule Dinge gibt, die sich ändern
müssen; werde aktiv! Falls du Unterstützung bei deinem Vorhaben brauchst,
melde dich einfach bei uns. Als bundesweite Organisation mit viel Erfahrung
in Schularbeit können wir dir garantiert helfen. Sei es beim Erstellen deiner

https://onesolutionrevolution.de/was-tun-an-meiner-schule/


Flugblätter  oder  beim vorbereiten  einer  Rede.  Bei  Fragen  schreibe  uns
einfach eine Mail an: germany@onesolutionrevolution.de oder schreibe uns
bei Facebook: fb.com/onesolutionrevolution.germany
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